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1 Anlage 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit unserem Rundschreiben Nr. 1154/2018 vom 30. Oktober 2018 haben wir angekündigt, dass das 

Verkehrsministerium unsere weitergehenden.Vorschläge zur Neufassung der VwV Finanzierungs­

beteiligung leider nicht aufgreifen wird. 

In der Anlage übersenden wir Ihnen die endgültige VwV Finanzierungsbeteiligung vom 06. No­

vember 2018, die im Gemeinsamen Amtsblatt Nr. 11 vom 28. November 2018 veröffentlicht Wörden 

wird. 

Das Verkehrsministerium hat uns zur Umsetzung folgende Hinweise gegeben: 

„Nachdem die „Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über die Beteiligung Dritter an der 
Finanzierung von Planungen und Bau von Straßen in der Baulast des Landes und der Finanzie­
rung von Planungen von Straßen in der Baulast des Bundes" vom 18. Juni 2009 abgelaufen ist, 
wurde sie mit einigen inhaltlichen Änderungen neu erlassen. 

Bisherige Regelungen 
Die VwV vom 18. Juni 2009 alt regelte die Bedingungen zur Beteiligung Dritter an der Finanzie­
rung der Planung und/oder des Baus von Landesstraßen sowie an der Finanzierung der Pla­
nung von Bundesfernstraßen, soweit keine gesetzlichen Regelungen bestanden. 
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Anlage 3 zu 0052/2019



Es waren die Finanzierungsmöglichkeiten der Vorfinanzierung, der Mitfinanzierung sowie der 
Vollfinanzierung gegeben. Die Betreuungskosten der Regierungspräsidien einschließlich der 
Sachkosten, die durch die Überwachung der Dritten entstanden, wurden pauschal mit 21 % der 
Aufwendungen für Planung und für Bauüberwachung einschließlich Abnahme und Abrechnung 
festgesetzt. 

Künftige Regelungen 
Die Finanzierungsmöglichkeit der Vorfinanzierung sowie die Mitfinanzierung bei der Planung von 
Bundes- und Landesstraßen entfallen. Hier ist künftig jeweils eine Vollfinanzierung durch die 
Dritten vorgesehen. 
Ziel der neuen VwV ist es, dass die beteiligten Dritten (Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
selbstständige Kommunalanstalten, juristische Personen des Privatrechts, an denen Körper­
schaften des öffentlichen Rechts mit mehr als 50 % beteiligt sind, und Zusammenschlüsse von 
Dritten) in eigener Regie sowie mit eigenem Personal und selbst beauftragten Dritten mit Be­
treuung durch die Regierungspräsidien planen und bei Landesstraßen auch bauen können! Pla­
nungsziel ist die Erlangung des Baurechts/Planfeststellungsbeschlusses. Die Qualitätssicherung 
erfolgt durch Vorgaben und eine enge Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung (Betreuungs­
konzept). Die Abstimmung der Planungen mit dem Bund erfolgt durch die Straßenbauverwal­
tung. 
Die Betreuungskosten werden zur Hälfte durch die Dritten nach Maßgabe eines Betreuungskon­
zeptes und zur Hälfte durch das Land (Überwachung) getragen. Die Dritten erhalten anteilig die 
Kostenerstattung des Bundes nach Auszahlung an das Land (Zweckausgabenpauschale). Die 
Zweckausgabenpauschale beträgt aktuell maximal 3 % der Baukosten (rd. 2 % für Planung, 1 % 
für Bauausführung). Die Pauschale für Planungen macht somit ca. 2/3 der Zweckausgabenpau­
schale aus. Erhöhungen der Pauschale werden entsprechend an die Dritten weitergegeben. 
Derzeit plant der Bund eine Erhöhung der Zweckausgabenpauschale auf 5 %. In Anlehnung an 
diesen Schlüssel ist nach Inkrafttreten der Neuregelung eine Weitergabe in Höhe von 3,5 % an 
Dritte möglich." 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Dr. Alexis v, Komorowski 

Hauptgeschäftsführer 
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Präambel 

Um eine einheitliche und sachgerechte Behandlung von Angeboten Dritter zur Beteiligung an 

. der Finanzierung und Durchführung von Straßenbaumaßnahmen zu gewährleisten, erlässt 

das Verkehrsministerium im Benehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministeri­

um nachfolgende Regelungen: 

1 Anwendungsbereich 

1.1 Landes-und Bundesstraßen 

1.1.1 Die Verwaltungsvorschrift regelt die Bedingungen zur Beteiligung Dritter 

- an der Finanzierung und Durchführung der Planung von Landes- und Bundes­

straßen und 

- an der Finanzierung und / oder Durchführung des Baus von Landesstraßen, so­

weit keine gesetzlichen Regelungen bestehen. 

1.1.2 Nicht erfasst werden die Beteiligung Dritter an der Finanzierung und Durchführung 

des Baus von Bundesstraßen und Planungen von Landes- und Bundesstraßen, die 

vom Land an Dritte gegen Kostenerstattung in Auftrag gegeben werden. 

1.1.3 Die Verwaltungsvorschrift ist auf Kostenbeteiligungen nach anderen Vorschriften nur 

insoweit anzuwenden, als sich die Beteiligung Dritter auf die Finanzierung des Lan­

desanteils bezieht. 

1.2 Radwege 

Die Verwaltungsvorschrift gilt nicht für Planungen und / oder den Bau von Radwe­

gen, einschließlich Radschnellverbindungen. 

2 Begriffsbestimmungen 

2.1 Dritte 

Dritte im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift sind Körperschaften des öffentlichen 

Rechts, selbstständige Kommunalanstalten, juristische Personen des Privatrechts, 

an denen Körperschaften des öffentlichen Rechts mit mehr als 50 Prozent beteiligt 

sind, und Zusammenschlüsse von Dritten. 

2.2 Planung einer Landes- oder Bundesstraße 

Planung umfasst die Erstellung der erforderlichen Unterlagen, die nach Zahl, Um­

fang, Form und Inhalt entsprechend den nach Bundes- bzw. Landesrecht anzuwen­
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denden Regelungen in der jeweils geltenden Fassung notwendig sind und die damit 

verbundenen Leistungen. Erfasst werden hier die notwendigen Arbeiten der folgen­

den Projektphasen: Grundlagenermittlung, Vorplanung, Entwurfsplanung, Genehmi­

gungsentwurf und das Planfeststellungsverfahren bis zum rechtskräftigen Planfest-

stellungsbeschluss. 

2.3 Planungskosten des Landes 

Die Planungskosten umfassen alle dem Land durch die Projektaufsicht und 

-begleitung entstehenden Betreuungskosten und die Fremdkosten (zum Beispiel In­

genieurleistungen, Gutachten). 

2.4 Investitionskosten 

Investitionskosten sind die Kosten für den Bau und den Grunderwerb einer Landes­

straße. Dazu zählen im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift auch die Kosten der 

Ausführungsplanung, der Bauüberwachung, der Bauoberleitung, der Abnahme und 

der Abrechnung. Zu den Investitionskosten zählen zudem die durch die Projektlei­

tung, -Steuerung und -bearbeitung entstehenden Betreuungskosten des Landes. 

2.5 Beteiligungsmöglichkeiten 

2.5.1 Es bestehen die Beteiligungsmöglichkeiten 

- der Mitfinanzierung des Baus einer Landesstraße, 

- der Vollfinanzierung der Planung einer Landes- oder Bundesstraße und die Voll­

finanzierung des Baus einer Landesstraße. 

2.5.2 Mitfinanzierung liegt vor, wenn sich neben dem Land als Kostenträger ein Dritter an 

der Finanzierung des Baus einer Landesstraße beteiligt. Dadurch werden die vom 

Kostenträger Land zu tragenden Kosten reduziert. 

2.5.3 Vollfinanzierung der Planung und / oder des Baus einer Landesstraße oder der Pla­

nung einer Bundesstraße liegt vor, wenn der Dritte die Pianungs- und / oder Investi­

tionskosten insgesamt trägt und die Planung und / oder den Bau übernimmt. 

3 Betreuungskosten 

Die entstandenen Betreuungskosten im Sinne der Nummern 2.3 und 2.4 Satz 3 für 

den Einsatz des landeseigenen Personals einschließlich der Sachkosten werden je 

zur Hälfte durch das Land und den Dritten getragen, Sie können durch den Dritten 

auch in der Form erbracht werden, dass dem Land notwendige Personalstellen für 

die Betreuung finanziert werden. Sofern darüber hinaus auch der Einsatz nicht lan­

deseigenen Personals für Betreuungsleistungen erforderlich wird, sind diese Kosten 



auf Nachweis gesondert von dem Dritten zu vergüten. Über den Einsatz nicht lan­

deseigenen Personals für Betreuungsleistungen entscheidet das Land im Beneh­

men mit dem Dritten. 

Zweckausgabenpauschale 

Die Zweckausgabenpauschale ist die Kostenerstattung des Bundes für die durchge­

führten Planungen und die Bauausführung an Bundesstraßen. Die Zweckausga­

benpauschale beträgt derzeit 3 Prozent der Baukosten (2 Prozent für die Planung, 

1 Prozent für die Bauausführung). Der Dritte erhält die Zweckausgabenpauschale 

nach Auszahlung an das Land anteilig für die von ihm erbrachten Projektphasen. 

Bei Erhöhung der Zweckausgabenpauschale auf 5 Prozent wird der Anteil des Drit­

ten auf 3,5 Prozent festgelegt. 

Anwendungsvoraussetzungen 

Vereinbarung 

Zwischen dem Land und dem Dritten ist eine schriftliche Vereinbarung über die Be­

teiligung zu schließen. 

Haushaltsvorbehalt 

Wird in der Vereinbarung eine konkrete Zahlungsverpflichtung des Landes begrün­

det, müssen zur Abdeckung der Kosten des Landes bei Abschluss der Vereinba­

rung entsprechende Haushaltsmittel, beziehungsweise Verpflichtungsermächtigun­

gen im Haushaltsplan des Landes zur Verfügung stehen. Gleiches gilt für Kostener­

höhungen. 

Verfahrenshoheit 

Die Verfahrenshoheit liegt beim Land als Baulastträger der Landesstraßen und als 

Träger der Auftragsverwaltung für Bundesstraßen. Es finden die jeweils geltenden 

bundes-und landesrechtlichen Vorschriften Anwendung. Alle Schritte und Inhalte bei 

Planung, Bau und Grunderwerb sind mit dem Land nach den Vorgaben eines Be­

treuungskonzeptes abzustimmen. Die Abstimmung der Planung von Bundesstraßen 

mit dem Bund erfolgt durch das Land. 

Mitfinanzierung 

Für die Mitfinanzierung der Investitionskosten von Landesstraßen ist Vorausset­

zung, dass die Maßnahme im jeweils geltenden Maßnahmenplan des Landes auf­

genommen ist. Der Finanzierungsanteil des Dritten muss mindestens 50 Prozent 

der Investitionskosten betragen. 
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5.5 Vollfinanzierung 

5.5.1. Bei Landesstraßen ist für die Vollfinanzierung der Planungs- und Investitionskosten 

von Maßnahmen außerhalb des Maßnahmenplans des Landes Voraussetzung, 

dass der Dritte an der Planung und / oder dem Bau der Straße ein ausschließliches 

Interesse hat. 

5.5.2. Das Land verpflichtet sich bei der Vollfinanzierung der Planungskosten von Maß­

nahmen an Landesstraßen innerhalb des Maßnahmenplans des Landes nicht dazu, 

dass die Maßnahme in der Priorisierung vorgezogen wird. Die Realisierung der 

Maßnahme erfolgt auf eigenes Risiko des Dritten. 

5.5.3. Bei Bundesstraßen ist für die Vollfinanzierung der Planungskosten durch Dritte Vo­

raussetzung, dass die Maßnahme im Vordringlichen Bedarf des jeweils geltenden 

Bundesverkehrswegeplans eingestuft ist. Entsprechend Nummer 5.5.2 Satz 1 be­

steht keine Verpflichtung, die Maßnahme in der Priorisierung vorzuziehen, Nummer 

5.5.2 Satz 2 gilt entsprechend. 

5.6 Kommunale Gebietskörperschaften 

Kommunale Gebietskörperschaften können nur dann eine Maßnahme mit- oder voll­

finanzieren, wenn 

— damit gleichzeitig eine konkrete kommunale Aufgabe erfüllt (§ 77 Absatz 1 der 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, § 48 der Landkreisordnung für Ba­

den-Württemberg) oder durch die Maßnahme des Landes oder Bundes die 

Umsetzung einer kommunalen Aufgabe unmittelbar erleichtert, oder in nen­

nenswertem Umfang unterstützt wird, 

— die Finanzierung mit der stetigen Erfüllung der kommunalen Aufgaben und mit 

dem Gebot, den Haushalt sparsam und wirtschaftlich zu führen, vereinbar ist, 

— die Übernahme der Kosten mit der dauerhaften Leistungsfähigkeit der Kommu­

ne in Einklang steht und 

— die kommunalen haushaltsrechtlichen Vorschriften eingehalten werden. 

Die Einhaltung der Voraussetzungen nach Satz 1 ist dem Land vor Abschluss der 

Vereinbarung schriftlich zu bestätigen. 

5.7 Sponsoring 

Die Zulässigkeit der Finanzierungsbeteiligung ist anhand der Maßstäbe der gemein­

samen Anordnung der Ministerien zur Förderung von Tätigkeiten des Landes durch 

Leistungen Privater (AnO Sponsoring) vom 13. Januar 2015 zu beurteilen. Sponso­

ring liegt in der Regel aber nicht vor, wenn der Dritte keine verträglich festgelegten, 

öffentlichen wirksamen kommunikativen Ziele verfolgt. 
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5.8 Insolvenzsicherung 

Beteiligt sich eine juristische Person des Privatrechts an der Finanzierung, hat sie 

im Fall des Baus einer Landesstraße im Vorfeld einer Vereinbarung eine Insolvenz­

sicherung zu erbringen. Der Nachweis der Insolvenzsicherung ist dem Land vor Ab-

schluss der Vereinbarung vorzulegen. 

6 Vereinbarung zur Mitfinanzierung 

In die Vereinbarung im Sinne der Nummer 5.1 sind insbesondere nachfolgend auf­

geführte Inhalte aufzunehmen: 

6.1 Zweck-und Maßnahmenbeschreibung 

Der Zweck im Sinne der Nummer 5.6, der zur Finanzierung des Baus durch den 

Dritten führt, und die zu finanzierende Maßnahme sind ausführlich zu beschreiben. 

6.2 Ansprechperson 

Es ist die Benennung einer Ansprechperson erforderlich, die das Projekt bei dem 

Dritten betreut und koordiniert. 

6.3 Beteiligung an den Betreuungskosten des Landes 

Die hälftige Übernahme der tatsächlich entstandenen Betreuungskosten des Landes 

durch den Dritten (vergleiche Nummer 3) ist in die Vereinbarung aufzunehmen. 

6.4 Zeitplan 

Es ist ein Zeitplan über die Durchführung des Baus der Landesstraße aufzustellen, 

6.5 Abrechnung der Investitionskosten 

Die Abrechnung erfolgt anhand der tatsächlichen Kosten entsprechend dem verein­

barten Kostenteilungsschlüssel. 

6.6 Salvatorische Klausel und Schriftformerfordernis 

In die Vereinbarung ist neben einem Schriftformerfordernis eine Salvatorische Klau­

sel aufzunehmen. 

6.7 Weitere Regelungsinhalte 

Darüberhinausgehende Regelungen sind möglich. 
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7 Vereinbarung zur Vollfinanzierung 

7.1 Inhalt 

In die Vereinbarung sind Regelungen nach den Nummern 6.1 bis 6.3, 6.6 und 6.7 

aufzunehmen. 

7.2 Vergabe 

Für die Vergabe von Planung, Baudurchführung und Bauüberwachung durch Dritte 

gelten die bundes- und landesrechtlichen Vorschriften. 

7.3 Betreuungskonzept 

In die Vereinbarung ist ein Betreuungskonzept im Sinne der Nummer 5.3 aufzu­

nehmen. Mehrkosten, die aufgrund fehlender Abstimmung mit dem Land entstehen, 

sind vom Dritten zu tragen. 

7.4 Rechte an Unterlagen 

In den Ingenieurverträgen ist die Übertragung des ausschließlichen Eigentums- und 

Nutzungsrechts sowie die ausschließliche Lizenz an den Plan- und Vertragsunterla­

gen und den weiteren damit in Zusammenhang stehenden Leistungen des Pla­

nungsbüros auf das Land vorzusehen, wobei das Nutzungsrecht auch die Änderung 

der Planung und des ausgeführten Werks zu beinhalten hat. 

8 Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 6. November 2018 in Kraft. Sie tritt am 5. No­

vember 2025 außer Kraft. 


